Sehr geehrter Herr von Beust,

entsetzt nehme ich das Rahmenkonzept der Primarschule zur Kenntnis, das die Behörde für Bildung und Sport am Montag vorgelegt hat.

Unseren Kindern wird nunmehr ein grundsätzlich neues Schulsystem zugemutet, das weder wissenschaftlich begründet noch in der Praxis erprobt ist. Ob das von der BSB angestrebte Ziel – nämlich die Anzahl der AbiturientInnen in einem Jahrgang zu erhöhen – so erreicht werden kann, wird sich frühestens in zehn Jahren zeigen. Und was soll mit den Kindern geschehen, die in den folgenden zehn Jahren die Schule besuchen, falls dieses Ziel nicht erreicht wird?

Ein wissenschaftlich korrektes Vorgehen würde verlangen, dass Pilotschulen eingeführt würden, in denen Kinder auf freiwilliger Basis nach dem von der BSB vorgelegten Konzept unterrichtet würden. Die schulischen Leistungen dieser Kinder müssten in regelmäßigen anhand von Lernstandserhebungen überprüft und mit den Leistungen einer Kontrollgruppe von Kindern, die auf herkömmlichen Schulen lernen, verglichen werden. Diese Lernstandserhebungen müssten sowohl während der Primarschulzeit als auch danach durchgeführt werden. Würde sich nach einem längeren Zeitraum (10 – 15 Jahren) herausstellen, dass die Leistungen der Kinder der Primarschule besser sind als die der Kinder der Kontrollgruppe, dass die Primarschule mehr AbiturientInnen hervorbringt – erst dann wäre es sinnvoll, die Primarschule flächendeckend einzuführen. Vorher können wir nur spekulieren, ob die Ziele der BSB durch die Einführung der Primarschule wirklich erreicht werden.

Es ist mir schleierhaft, warum eine bessere Binnendifferenzierung innerhalb der Klassen – d. h. eine bessere Einzelförderung schwächerer und stärkerer Schüler – nicht auch in dem bestehenden und bewährten Schulsystem möglich sein sollte. Die Antwort auf diese Frage könnte lauten, dass die meisten LehrerInnen hierzu schlichtweg keine Lust haben. Dieses Problem können wir aber nicht durch eine Umstrukturierung der Schullandschaft beheben. Wir können es nur lösen, indem wir neue und engagiertere LehrerInnen an die Schulen holen, die wirklich Freude an ihrem Beruf haben.

Es ist mir schleierhaft, wie die schulischen Chancen der Kinder mit Migrationshintergrund allein durch die Einführung neuer Schulformen verbessert werden soll, solange sich LehrerInnen nicht mit dem Thema Mehrsprachigkeit befassen. Eine bessere Antwort auf diese Problematik bestünde darin, LehramtskandidatInnen zu verpflichten, im Studium Scheine zu diesem Thema zu erwerben. Es gibt an der Universität Hamburg einen interdisziplinären Forschungsschwerpunkt „Mehrsprachigkeit“. Die dort arbeitenden DozentInnen sind sicher gerne bereit, entsprechende Seminare anzubieten. Für LehrerInnen, die bereits im Schuldienst sind, müsste es Fortbildungsveranstaltungen zu eben diesem Thema geben. Zudem müssten Grund- und StadtteilschullehrerInnen verpflichtet werden, sich wenigstens einen groben Überblick über die Grammatiken der wichtigsten Zuwanderersprachen (Türkisch, Russisch, Polnisch...) zu verschaffen, damit sie die Fehler ihrer SchülerInnen erkennen, verstehen und beheben können.

Es ist mir nicht möglich, zu allen in dem Rahmenkonzept angeführten Punkten Stellung zu nehmen. Ich möchte deswegen exemplarisch einige herausgreifen.

FLEXIBLE EINSCHULUNG: Ich halte es für aberwitzig, zwei Termine für die Einschulung in die Primarschule anzubieten, nicht aber zwei Termine für den Übergang in die Stadtteilschule oder das Gymnasium bzw. zwei Termine für Abschlussprüfungen (Erster Allgemeiner Schulabschluss / Mittlerer Schulabschluss / Abitur usw.) anzubieten. Kinder, die zum Februar in die Primarschule eingeschult werden, bleiben so entweder ein halbes Jahr länger oder kürzer in der Primarschule als Kinder, die im August eingeschult werden.

STANDORTE: Ich halte die Einführung von Primarschulen mit mehreren Standorten – zwischen denen die Kinder ggf. pendeln sollen (z. B. für die zweite Fremdsprache). für fatal. Wir haben es mit kleinen Kindern zu tun, nicht mit StudentInnen, die ggf. eine Vorlesung im Hauptgebäude der Universität wahrnehmen können und anschließend ein Seminar in Stellingen besuchen. Was schon für junge Erwachsene schwer tragbar ist, ist für kleine Kinder schlichtweg eine Zumutung. Der Unterricht junger Schüler sollte grundsätzlich am selbem Standort stattfinden. Offen bleibt übrigens die Frage, wie der Transfer der Kinder von einem Standort zum anderen gewährleistet und wie er finanziert werden soll.

Ich halte es ebenso für eine Zumutung, wenn die Grund- und die Unterstufe derselben Schule an verschiedene Standorte verlegt wird. Das Prinzip „Kurze Beine – kurze Wege“ kann nicht aufrecht erhalten werden; Kinder werden zunehmend mit dem Auto zur Schule gefahren. Dies ist von den Schulen nicht erwünscht. Das dadurch erhöhte Verkehrsaufkommen im Bereich um die Schule gefährdet zudem die Kinder.

ABSCHAFFUNG DER KLASSENSTRUKTUREN: Jüngere Schüler haben in ihren Klassen gewissermaßen eine Heimat. Würde ihnen diese Heimat entzogen werden, sollten sie sich anstelle in einem komplizierten Kurssystem zurechtfinden, würden die meisten kleinen Kinder vollkommen die Orientierung verlieren. Wiederum: Wir haben es mit kleinen Kindern – nicht mit jungen Erwachsenen zu tun. N.B.  Wie sollen Klassenreisen /Klassenausflüge stattfinden können, die für den Zusammenhalt der Schüler wichtig sind, wenn es keine Klassen mehr gibt. Oder sollen Klassenreisen / Klassenausflüge der Schulreform zum Opfer fallen?

JAHRGANGSÜBERGREIFENDES LERNEN: Die BSB plant, Kinder aus jeweils drei Jahrgängen gemeinsam lernen zu lassen. Konkret sollen jeweils alle Kinder der Grundstufe und alle Kinder der Unterstufe in gemeinsamem Kursen lernen. Die Kurse können nicht konstant bleiben, weil in jedem Jahr Kinder die Grund- bzw. Unterstufe verlassen und andere neu hinzukommen. Wie soll gewährleistet werden, dass Kinder nicht dieselben Inhalte mehrfach vermittelt bekommen bzw. dass alle Kinder das gesamte Curriculum, das in einem Fach für die jeweilige Stufe vorgesehen ist, lernen?

VERWEILDAUER: Die BSB sieht vor, die Verweildauer auf der Primarschule flexibel zu gestalten. Kinder können die Grund- und die Unterstufe in jeweils 2 Jahren, aber auch in 3 – 4 Jahren absolvieren. Das führt dazu, dass Zehnjährige in die siebente Klasse des Gymnasiums bzw. der Stadtteilschule eingeschult werden können (bzw. Neuneinhalbjährige, falls es sich um Kinder handelt, die im Februar eingeschult wurden). Andererseits ist es theoretisch möglich, die Gesamtschulzeit auf sieben (bzw. sechseinhalb) Jahre zu reduzieren (4 Jahre Primarschule + 3 Jahre Stadtteilschule). Beides halte ich für einigermaßen absurd.

ZWEITE FREMDSPRACHE: Kinder sollen in Klasse 5 eine zweite Fremdsprache wählen können. In Klasse 7 haben sie die Möglichkeit, diese zweite Fremdsprache fortzuführen oder aber eine zweite zweite Fremdsprache zu wählen. Dies ist für den Fall vorgesehen, wenn die von dem Schüler / der Schülerin gewünschte zweite Fremdsprache nicht an der Primarschule, wohl aber an der weiterführenden Schule angeboten wird. Eine solche Möglichkeit kann dazu führen, dass Kinder, die nach wenigen Wochen in Klasse 5 feststellen, dass sie die „falsche“ zweite Fremdsprache gewählt haben, diese einfach fallen lassen – in der Hoffnung, in Klasse 7 mit einer anderen zweiten Fremdsprache noch einmal von vorn anfangen zu können. Dies kann für die restlichen KursteilnehmerInnen nicht zuträglich sein. Zudem bleibt abzuwarten, ob an den weiterführenden Schulen jeweils zwei Latein-, Französisch oder Spanischkurse angeboten werden können – einer für Kinder, die bereits zwei Jahre Latein, Französisch oder Spanisch gelernt haben und einen für Kinder, die noch einen zweiten Versuch wagen wollen. Oder sollen die Kurse in Klasse 7 alle noch einmal bei 0 anfangen – ähnlich wie es momentan mit dem Englischunterricht in Klasse 5 der Fall ist.

CURRICULA: Über Curricula an Primar- und Stadtteilschulen sowie Gymnasien schweigt die Broschüre der BSB sich weiterhin aus. Sind es wirklich nur die Rahmenbedingungen, die für das schlechte Abschneiden Hamburgs in der PISA-Studie verantwortlich sind. Man bedenke, dass die Ergebnisse in Bayern und in Sachsen, wo die Trennung der Kinder bereits nach Klasse 4 stattfindet, deutlich besser ausfallen als in Hamburg. Oder sind es nicht doch die Curricula, die unzureichend sind? Die Leistungen der Hamburger Grundschulen sind sehr unterschiedlich. Es ist eine Tatsache, dass geraume Zeit in Klasse 5 in allen weiterführenden Schulen erst einmal dafür draufgeht, alle Kinder in den Kernfächern (Englisch, Deutsch und Mathematik) auf einen Stand zu bringen. Ich fürchte, dass hier keine Besserung eintritt, wenn Kinder über unterschiedliche Zeiträume hinweg Kurse in altersgemischten Gruppen besuchen (Stichpunkt Altersgemischtes Lernen). Soll ein solches Wiederholungsjahr künftig erst in Klasse 7 stattfinden? Dann blieben für diejenigen Kinder, die den Ersten Allgemeinen Schulabschluss erwerben wollen, lediglich 2 Jahre für vertiefendes Lernen, für den Mittleren Schulabschluss 3 und für das Abitur 5. Ich halte das für zu wenig. Sinnvoller erscheint es, verbindliche Curricula für die Grundschulen zu schaffen, damit die Lehrkräfte der weiterführenden Schulen ein bestimmtes Wissen voraussetzen und aufbauend auf diesem Wissen einen Unterricht anbieten, die Wiederholungen vermeidet.

Sehr geehrter Herr von Beust, ich möchte Sie dringend bitten, Ihre Position zu dem von der BSB vorgelegten Rahmenkonzept noch einmal zu überdenken. Die Bildung unserer Kinder ist ein zu wichtiges Gut, um sie auf dem Altar machtpolitischer Erwägungen zu schlachten.

Mit freundlichen Grüßen

Jule Philippi

